Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3755 


08 . 02 . 96 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/2381 - 


Sammelübersicht 61 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, die Petitionen, die in der Sam- 
melübersicht 61 auf geführt sind, der Bundesregierung als Materi- 
al zu überweisen und den Fraktionen des Bundestages zur Kennt- 
nis zu geben. 

Bonn, den 8. Februar 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Mit den Petitionen wird ein Nachteilsausgleich für erlittenes SED- 
Unrecht in der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. ein Aus- 
gleich in Form einer Entschädigungszahlung begehrt. 

Mit dem Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz ist die gesetz- 
liche Grundlage für einen Nachteilsausgleich für berufliche Be- 
nachteiligungen in der ehemaligen DDR geschaffen worden. Die 
in den Petitionen geschilderten Benachteiligungen werden dort 
nicht berücksichtigt, so daß eine sofortige Abhilfe nicht möglich 
ist. 

Im Hinblick auf künftig mögliche Novellierungen des Gesetzes 
möchte die Fraktion der SPD die Petition der Bundesregierung als 
Material überweisen und den Fraktionen des Bundestages zur 
Kenntnis bringen. 
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